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Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen GründenAufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen

§ 42 Antragstellung auf Verlegung des Wohnsitzes§ 42 Antragstellung auf Verlegung des Wohnsitzes

Ein Ausländer, der auf Grund eines Beschlusses des Rates der EuropäischenEin Ausländer, der auf Grund eines Beschlusses des Rates der Europäischen

Union gemäß der Richtlinie 2001/ 55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 überUnion gemäß der Richtlinie 2001/ 55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über

Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle einesMindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines

Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einerMassenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer

ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personenausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen

und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABl. EGund den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABl. EG

Nr. L 212 S. 12) nach § 24 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes im BundesgebietNr. L 212 S. 12) nach § 24 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes im Bundesgebiet

aufgenommen wurde, kann bei der zuständigen Ausländerbehörde einen Antrag aufaufgenommen wurde, kann bei der zuständigen Ausländerbehörde einen Antrag auf

die Verlegung seines Wohnsitzes in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischendie Verlegung seines Wohnsitzes in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen

Union stellen. Die Ausländerbehörde leitet den Antrag an das Bundesamt fürUnion stellen. Die Ausländerbehörde leitet den Antrag an das Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge weiter. Dieses unterrichtet den anderen Mitgliedstaat, dieMigration und Flüchtlinge weiter. Dieses unterrichtet den anderen Mitgliedstaat, die

Europäische Kommission und den Hohen Flüchtlingskommissar der VereintenEuropäische Kommission und den Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten

Nationen über den gestellten Antrag.Nationen über den gestellten Antrag.

§ 43 Verfahren bei Zustimmung des anderen Mitgliedstaates zur§ 43 Verfahren bei Zustimmung des anderen Mitgliedstaates zur

WohnsitzverlegungWohnsitzverlegung

(1) Sobald der andere Mitgliedstaat sein Einverständnis mit der beantragten(1) Sobald der andere Mitgliedstaat sein Einverständnis mit der beantragten

Wohnsitzverlegung erklärt hat, teilt das Bundesamt für Migration und FlüchtlingeWohnsitzverlegung erklärt hat, teilt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

unverzüglich der zuständigen Ausländerbehörde mit,unverzüglich der zuständigen Ausländerbehörde mit,

1. wo und bei welcher Behörde des anderen Mitgliedstaates sich der1. wo und bei welcher Behörde des anderen Mitgliedstaates sich der

aufgenommene Ausländer melden soll undaufgenommene Ausländer melden soll und

2. welcher Zeitraum für die Ausreise zur Verfügung steht.2. welcher Zeitraum für die Ausreise zur Verfügung steht.

(2) Die Ausländerbehörde legt nach Anhörung des aufgenommenen Ausländers(2) Die Ausländerbehörde legt nach Anhörung des aufgenommenen Ausländers

einen Zeitpunkt für die Ausreise fest und teilt diesen dem Bundesamt für Migrationeinen Zeitpunkt für die Ausreise fest und teilt diesen dem Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge mit. Dieses unterrichtet den anderen Mitgliedstaat über dieund Flüchtlinge mit. Dieses unterrichtet den anderen Mitgliedstaat über die

Einzelheiten der Ausreise und stellt dem Ausländer die hierfür vorgeseheneEinzelheiten der Ausreise und stellt dem Ausländer die hierfür vorgesehene

Bescheinigung über die Wohnsitzverlegung aus, die der zuständigenBescheinigung über die Wohnsitzverlegung aus, die der zuständigen

Ausländerbehörde zur Aushändigung an den Ausländer übersandt wird.Ausländerbehörde zur Aushändigung an den Ausländer übersandt wird.


